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ZUM GELEIT 

Freunde, Kollegen und Schüler widmen diese Festschrift  Peter Krause zum 
70. Geburtstag. Sie enthält Beiträge, in denen sich sein langjähriges Wirken als 
Forscher, Hochschullehrer und Richter widerspiegelt. 

Peter Krause wurde am 27. Februar 1936 in Osnabrück geboren. Nach 
Schulbesuchen in Königshütte/Oberschlesien, Stadtoldendorf  und Holzminden 
an der Weser studierte er Rechtswissenschaften und Philosophie, Soziologie 
und Geschichte in Saarbrücken. Zwischen erstem und zweitem juristischem 
Staatsexamen (2. Juni 1962 bzw. 21. Oktober 1966) promovierte Peter Krause 
am 26. April 1966 mit dem Thema „Die Lehre von der Arbeit in der Philoso-
phie des Deutschen Idealismus und ihre Bedeutung für das Recht" bei Joachim 
Kopper. Am 8. Februar 1973 wurde er für die Fächer Staats- und Verwaltungs-
recht sowie Sozialrecht habilitiert. Nach Lehrtätigkeiten an den Universitäten 
Mainz und Mannheim sowie einer Professur  für Staats- und Verwaltungsrecht 
sowie Sozialrecht an der Universität Saarbrücken bekleidete er von 1975 bis zu 
seiner Emeritierung am 31. März 2004 die ordentliche Professur  für Öffent-
liches Recht, Sozialrecht und Rechtsphilosophie an der Universität Trier. Dort 
leitet er seit vielen Jahren die Forschungsstelle „Vernunftrecht  und Preußische 
Rechtsreform". 

Peter Krause ist ein Hochschullehrer und Forscher „alter Schule" - eine Ent-
pflichtung vor Vollendung des 67. Lebensjahrs wäre undenkbar für ihn ge-
wesen. Bei wechselnden Forschungsschwerpunkten, die sich im Laufe der Zeit 
herausbildeten, sind es die gleich bleibende Schaffenskraft  und das nie erlah-
mende Engagement, die ihn als leidenschaftlichen Forscher und ambitionierten 
Lehrer des Rechts kennzeichnen. Bei aller wissenschaftlichen Distanz zum 
Gegenstand war und ist sein persönlicher Einsatz unübersehbar. Das zeigt sich 
nicht nur in der Übernahme der alle Kräfte beanspruchenden Aufgabe der Edi-
tion von neun Bänden zum Entwurf eines allgemeinen Gesetzbuches für die 
Preußischen Staaten, sondern auch in der Bereitschaft  zur Bekleidung akademi-
scher Ämter. So war Peter Krause zweimal Dekan des Fachbereichs Rechtswis-
senschaften der Universität Trier, Vorsitzender der Versammlung der Universi-
tät (Großer Senat) sowie abgeordneter Gründungsdekan an der Juristenfakultät 
der Universität Leipzig. 

Peter Krause verstand und versteht es, verschiedene Zugänge zum Recht zu 
nutzen. Durch und durch als Jurist dogmatischer Analyse verschrieben, genügt 



VI Zum Geleit 

ihm dennoch nicht die ausschließliche Befassung mit dem positiven Recht. 
Seine Liebe galt und gilt nicht zuletzt der Rechtsphilosophie und Rechtsge-
schichte, die in den letzten Jahren den Schwerpunkt seiner Arbeit bildeten. 

Dabei ist es seine Sache nicht, sich wichtigen gesellschaftlichen und rechts-
politischen Entwicklungen zu entziehen. Schon seine 1966 erschienene Disser-
tation über die Lehre von der Arbeit befasste sich mit einem Untersuchungsge-
genstand, der seit jeher größte gesellschaftliche Aufmerksamkeit genoss und 
heute nicht aktueller sein könnte. Sein lebhafter Geist drängt darauf,  wo nötig 
klar Stellung zu beziehen. Aus dem Grundzug unbedingter Aufrichtigkeit  er-
wuchs seine hohe Glaubwürdigkeit, die jeder, der Peter Krause kennt, zu schät-
zen gelernt hat. Sie geht einher mit einer prinzipiellen, nicht zuletzt durch seine 
Beschäftigung mit philosophischen Fragestellungen gespeisten Werteorientie-
rung, die fern von rigoristischem Denken ist. Das legt eine Traditionslinie of-
fen, die bis auf Immanuel Kants Philosophischen Entwurf „Zum Ewigen Frie-
den" zurückführt,  in dem sich dieser dafür ausspricht, den Bestand „eines mit 
Ungerechtigkeit behafteten öffentlichen  Rechts" solange zu respektieren, bis 
„zur völligen Umwälzung alles entweder von selbst gereift  oder durch friedli-
che Mittel der Reife nahe gebracht worden" sei. 

Von dieser Grundeinstellung geleitet hat sich Peter Krause anspruchsvollen 
Aufgaben auch außerhalb der Universität gestellt und diese stets engagiert 
wahrgenommen. 23 Jahre war er im zweiten Hauptamt als Richter am Landes-
sozialgericht in Mainz tätig, seit 2000 ist er stellvertretendes Mitglied des Ver-
fassungsgerichtshofes  Rheinland-Pfalz. Lange Zeit war er Landesvorsitzender 
des Deutschen Hochschulverbandes, Vorsitzender des gemeinsamen Schieds-
amtes nach § 89 Abs. 5 SGB V sowie Mitglied der Ethikkommission der Cari-
tas-Trägergesellschaft,  in der er seit kurzem auch den Vorsitz führt.  So fand er 
in unterschiedlichen Rollen Gelegenheit, Entscheidungsfreude mit dem Sinn 
dafür zu verbinden, wissenschaftliches Denken in die Praxis konkreter Prob-
lembewältigung überzuführen. 

Dem beeindruckend breiten Spektrum seines wissenschaftlichen Interesses 
und seines Engagements entsprechen die Beiträge dieser Festschrift.  Deren 
Aufbau folgt den unterschiedlichen Schwerpunkten, die Peter Krause in seiner 
wissenschaftlichen Arbeit im Lauf der Jahre gesetzt hat. An der technischen 
Realisierung der Festschrift  haben Christian Rühr und Edna Rasch maßgeblich 
mitgewirkt; ihnen gebührt ein besonderer Dank. 

Autoren und Herausgeber freuen sich, Peter Krause mit dieser Festschrift 
ihre Wertschätzung und ihren Dank bekunden zu können. 

Greifswald, im Februar 2006 

Maximilian  Wallerath 
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Entwicklung einer Dogmatik des Sozialrechts 

Von Hans Friedrich  Zacher 

I. Die Anfänge des Sozialrechts 
und die dogmatische Blüte des Sozialversicherungsrechts 

Der Name „Sozialrecht'41 gewann in der Mitte des 19. Jahrhunderts erstmals 
Substanz.2 Um 1800 ist das Ancien Regime zusammengebrochen. Seitdem 
mühen sich die deutschen Staaten mit sehr unterschiedlicher Entschlossenheit 
und Geschwindigkeit um den Aufbau eines modernen bürgerlichen Rechts- und 
Verfassungsstaates. Das Wort „sozial" dringt von Frankreich her in die deut-
sche Sprache ein. Es wird in seinen drei elementaren Deutungsmöglichkeiten 
verstanden, die teils isoliert, teils sich überlappend und spezifisch verstanden 
werden: erstens, als allgemein gesellschaftsbezogen; zweitens, als allgemein 
gemeinschaftsverpflichtet;  und, drittens, als Kritik an unangemessenen Wohl-
standsunterschieden. Letzteres ist der Sinn, der mit der „sozialen Frage" ge-
meint ist. Da es auf sie lange Zeit keine wesentliche rechtliche Antwort gibt, 
gibt es zunächst auch kein „Sozialrecht" im Sinne von Normenkomplexen, die 
der „sozialen Frage" abhelfen. Zwar gibt es, seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 
verstärkt, die Armenfürsorge.  Aber sie ist primär Armenpolizei: Abwehr der 
Gefahren, die von der Armut ausgehen. Zwar verdichtet sich das Netz begrenz-
ter öffentlicher  Einrichtungen, mittels derer - wie vor allem durch Hilfs-
kassen - Ansätze sozialer Sicherheit organisiert werden. Aber im Verhältnis zur 
Not der Zeit bleiben sie partikular, wenn nicht marginal. 

Anders ist es mit dem ersten Wortsinn: dem allgemeinen Gesellschaftsbe-
zug. Die Zivilisation verändert sich rasch - vor allem das Wirtschaftsleben. 
Und nicht weniger rasch entwickeln sich die Praktiken der gesellschaftlichen 

1 Der Jubilar hat zur Entwicklung einer Sozialrechtsdogmatik außerordentlich viel 
und Wesentliches beigetragen. Darum sei ihm dieser Beitrag gewidmet. Um den Anteil, 
den Peter Krause an der Entwicklung der Sozialrechtsdogmatik genommen hat, zur 
Geltung zu bringen, wird im Folgenden vor allem auf seine einschlägigen Veröffentli-
chungen hingewiesen. Im Übrigen konzentriert sich der Apparat auf einige wenige 
Schlüsselhinweise. 

1 Stolleis,  Geschichte des Sozialrechts in Deutschland, 2003; Tennstedt , Geschichte 
des Sozialrechts, in: Baron von Maydell/Ruland (Hrsg.), Sozialrechtshandbuch, 3. Aufl. 
2003, S. 24 ff. 
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Interaktion sowie der Nutzung, Produktion und Verteilung der Güter. Die alten 
Ordnungsinstrumente des Standes und des individuellen Privilegs taugen nicht 
mehr. Nur das allgemeine Gesetz und eine am Gesetz orientierte Verwaltungs-
praxis können die Autonomie der Gesellschaft und die komplexe Vielfalt der 
Interaktionen, die sich in ihr vollziehen, sinnvoll organisieren. Gesellschafts-, 
Handels- und Gewerberecht, Wasser-, Berg- und Baurecht, Ordnungen für das 
Kreditwesen usw. werden neu geschaffen  oder neu formuliert.  Und immer 
wieder werden Felder, auf denen das Recht in besonderem Mai3e dazu beiträgt, 
Gesellschaft zu integrieren, als „Sozialrecht" begriffen  und benannt. Hermann 
Roesler3 und Otto von Gierke4 vertreten diese Richtung. Aber letztlich sind alle 
Ordnungen, durch die transprivate Aktivitäten privater Subjekte geregelt wer-
den, „Sozialrecht" in diesem Sinne. Die „soziale" Gemeinsamkeit dieser vielen 
Rechtsgebiete ist schwächer als das jeweils Besondere etwa des Aktienrechts 
oder des Gewerberechts, etwa des Genossenschaftsrechts oder des Wasser-
rechts. Der Auftrag des „Sozialrechts" bleibt Idee. Der Einfluss auf die Ent-
wicklung des Rechts ist schwer zu fassen. 

Erst in der Zeit Bismarcks entsteht mit dem Projekt einer Arbeiterversiche-
rung ein Corpus spezifischen Sozialleistungsrechts. Dieses Recht ist „sozial" 
im Sinne einer Kritik an unangemessenen Wohlstandsunterschieden. Es will 
eine direkte Antwort auf die soziale Frage geben: Auch die Arbeiter sollten 
eine Chance - wenn auch zunächst minimaler - sozialer Sicherung haben. In 
der Zeit von 1883 bis 1889 entstanden die grundlegenden Gesetze über die 
Krankenversicherung, die Unfallversicherung  und die Invaliditäts- und Alters-
versicherung. Sie entstanden in einer Zeit, in der nicht nur die Qualität der 
Gesetzgebung, sondern auch ihre dogmatische Erklärung und Einbettung einen 
hohen Stand erreicht hatte. Und so entstand rasch eine Literatur, die sich um ein 
kohärentes Verständnis des neuen Rechts bemühte. Freilich dominierten dabei 
die speziellen Ansätze. In jedem Fall blieben die Grenzen der drei Versiche-
rungszweige maßgeblich. Da die neue Versicherung jedoch eine Arbeiterversi-
cherung war, entstanden auch dogmatische Arbeiten, die am Status des Arbei-
ters - den die Versicherungsgesetze beträchtlich verändert und erweitert hatten 
- ansetzten und so eine übergreifende  Ganzheit vergegenwärtigten. Zu den 
gesetzgeberischen Eigentümlichkeiten der Zeit zählte ferner  die Kodifikation. 
Durch sie trug der Gesetzgeber selbst dazu bei, übergreifende,  möglichst ganz-
heitliche Zusammenhänge sichtbar zu machen. 1911 erfasste das Prinzip der 
Kodifikation auch das Arbeiterversicherungsrecht:  in Gestalt der Reichsversi-
cherungsordnung. Damit war ein entscheidender Impuls gesetzt, das Sozialver-
sicherungsrecht literarisch als eine dogmatische Einheit zu entwickeln. Freilich 

3 Zu Hermann Roesler s. Rauscher,  Die soziale Rechtsidee und die Überwindung des 
wirtschaftsliberalen  Denkens, 1969. 

4 Zu Otto v. Gierke s. Thieme,  Gierke. In: Görres-Gesellschaft  (Hrsg.), Staatslexikon, 
Bd. 2, 7. Aufl. 1986, Sp. 1063 f. 
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irritierte, dass neues reichsgesetzliches Sozialversicherungsrecht weiterhin auch 
außerhalb der Reichsversicherungsordnung entstand: mit dem Angestelltenver-
sicherungsgesetz (1911), dem Reichsknappschaftsgesetz (1923) und der Ar-
beitslosenversicherung (Gesetz über die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung von 1927). Die Literatur hielt sich zuweilen an die weiter 
ausgreifende Einheit der Sache, zuweilen an die engere Einheit der Kodifikati-
on. So entstand in dem halben Jahrhundert zwischen 1883 und 1933 - um aus 
der nicht unbeträchtlichen Schar von Rechtswissenschaftlern, die diese Ent-
wicklung maßgeblich trugen, die zwei leuchtendsten Namen zu nennen: zwi-
schen Heinrich Rosin und Lutz Richter - eine Dogmatik des Sozialversiche-
rungsrechts von hohem Niveau.5 

Damit vertiefte sich aber auch der Graben zwischen der rechtsdogmatischen 
Kultur des Sozialversicherungsrechts auf der einen Seite und der rechtsdogma-
tischen Kultur der Frühformen anderer Sozialleistungszweige, die heute unter 
„Sozialrecht" mit verstanden werden, auf der anderen Seite. Die Dogmatik des 
Sozialversicherungsrechts hatte im nicht-sozialversicherungsrechtlichen „Sozi-
alrecht" nicht ihresgleichen. Das gilt vor allem für die Fürsorge, die auch nach 
ihrer Reform (1924) primär Staats auf  gäbe und nur ausnahmsweise auch ein 
Anspruch der Bedürftigen war. Als „gehobene Fürsorge" war sie zudem extrem 
zersplittert. Der Vorrang der Aufgabe vor dem Anspruch beherrschte auch die 
Jugendhilfe. Die Kriegsopferversorgung  war zu einem Teil zwar als Anspruch 
geregelt, der in einem besonderen Rechtsweg durchgesetzt werden konnte. 
Weite Bereiche der Hilfe für die Kriegsopfer  aber waren als „gehobene Fürsor-
ge" auf eine Weise geregelt und organisiert, die dem Versuch einer nützlichen, 
relevanten dogmatischen Erklärung nur allzu große Widerstände entgegensetz-
te. Genug der Beispiele. Als 1933 der Rechtsstaat zusammenbrach, gehörten zu 
seinem Nachlass auch eine wohl entwickelte Rechtsdogmatik des Sozialversi-
cherungsrechts, aber allenfalls Spurenelemente einer Rechtsdogmatik allen 
weiteren Sozialrechts. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass sich in der 
Weimarer Zeit auch wieder weitere, umfassendere Konzepte eines „Sozial-
rechts" geltend machten: so eine zentrale Orientierung des Rechts an der Le-
benssituation der Arbeitnehmer (Nußbaum, Sinzheimer)6 oder im Sinne einer 
postindividualistischen Gesellschaft und einer ihr gemäßen, der Entfaltung und 
der Einbindung der Menschen dienenden Rechtsordnung (Radbruch).7 Der 
Abstraktionsgrad dieser Konzepte war allemal zu hoch, um daraus wirkungs-
voll eine differenzierte  Rechtsdogmatik entfalten zu können. 

5 Mikesic,  Sozialrecht als wissenschaftliche Disziplin, 2002. 
6 Clemens Zacher , Die Entstehung des Wirtschaftsrechts  in Deutschland, 2002, 

S. 142 ff., 151 ff. 
7 Radbruch,  Vom individualistischen zum sozialen Recht. In: Gustav Radbruch, Ge-

samtausgabe, Bd. 2: Rechtsphilosophie II, bearbeitet von A. Kaufmann, 1993, S. 485 ff. 


